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Sachverhalt uxid Anträge 

I. 	Auf die am 11. September 1985 eingegangene europàische 

Patentanzneldung 85 111 462.9 wurde das europãische Patent 

0 174 643 mit sieben AnsprQchen erteilt. Die AnsprQche 1 

und 3 lauteten: 

H i. Verfahren zur kontinuierlichen Beschichtung von 

Kunststoff-Bodenbelagen mit strukturierter Oberflache, 

insbesondere von strukturierten PVC-Bodenbelagen, mit 

einer Oberfichenausrustung, dadurch gekennzeichnet, da 

die Beschichtung der Oberflache des Bodenbelages werks-

seitig ansch1iefend an die Herstellung des Bodenbelages 

erfoigt, auf den Bodenbelag mitteis einer Waize als 

wassrige Beschichtungsmnittel Polymerdispersionen auf der 

Basis von Reinacrylaten in Verbindung mit einem 

Weicbinacher aufgebracht werden oder ais lOsungsmittel-

haltige Beschichtungsmnittel Organosole auf der Basis von 

Acrylat oder Polyurethan aufgebracht werden, darauf eir.e 

Verg1eichrnãigung des auf den Bodenbelag aufgetragener. 

Beschichtungsmittels durch Anbiasen mittels eines 

Gasstromes erfolgt, anschiiefSend die so aufgetragene 

verg1eicbzn&5igte Beschichtung mitteis Warmestrahiung 

getrocknet, dabei gehartet und fixiert wird, worauf der 

beschichtete Bodenbelag auf eine Vorratsrolle aufgerollt 

wird. 

3. Vorrichtung zur DurchfUhrung des Verfahrens nach einem 

der AnsprUche 1 oder 2, dadurch gekennzeichnet, dais sie 

besteht aus einer Wanne (2), die das Beschichtungsmittel 

(3) enthált, einer Waize (4), die aus der Wanne (2) das 

Beschichtungsmittel (3) aufnirnrnt, einer Auftragswalze 

(5), die von Waize (4) das Beschichtungsmittel (3) 

übernimmt und auf die Oberf1che des Bodenbelages (1) 

aufbringt, einer Umlenkwaize (6), die den Bodenbelag (1) 

gegen die Auftragswalze (5) andruckt, einer weitereri 

Umlenkwalze (8), Uber die der beschichtete Bodenbelag (7) 
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gefuhrt wird, elner Anblasvorrichtung (9), mittels derer 

die Oberfiache der Beschichtung auf dem Bodenbelag 

verg1eichinigt wird, einer I-ieizeinrichtung (10), rnittels 

derer die Beschichtung auf dern Bodenbelag getrocknet, 

gehartet und fixiert wird und einer Aufrollwalze (11), 

auf die der beschichtete Bodenbelag aufgerollt wird." 

II. 	In einern frist- und forrngerecht gegen die Patenterteilung 

eingelegten Einspruch wurde der Widerruf des Patents 

beantragt, da dessen Gegenstand weder neu, noch 

erfinderisch sei. Im Laufe des Einspruchsverfahrens wurde 

der Einwand rnangelnder Neuheit fallengelassen. Der 

Einspruch war auf eine Reihe von Druckschriften gestütz, 

von denen im Beschwerdeverfahren zuletzt nur noch die 

folgenden eine Rolle spielten: 

(1) 	DD-A-0 152 376 

FR-A-2 251 446 

US-A-4 008 349. 

III. Die Einspruchsabteilung hat den Einspruch durch die 

Entscheidung vom 25. April 1991, zur Post gegeben am 

7. Juni 1991, zurQckgewiesen und diese im wesentlichen 

wie folgt begrundet: 

Zur Beurteilung der erfinderischen Thtigkeit sd von 

Dokurnent (4) auszugehen, das ein Verfahren zur 

Beschichtung strukturierter Bodenbelage mit einer 

Oberflachenausrustung aus Polyurethan unter Erhaltung der 

Oberflãchenstruktur und mit einer Bahndurchlauf- 

geschwindigkeit von etwa 4,5 bis 6 Meter pro Minute 

beschreibe. 

In Hinblick auf dieses Dokurnent sei die zu lOsende 

Aufgabe in der ErhOhung der Durchlaufgeschwindjgkejt und 

Erzielung einer auch bei grOf!eren Bahnbreiten gleich-

ma1igeren und dünneren Oberflächenausrustung zu sehen. 
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Diese Aufgabe werde durch den Auftrag des Beschichtungs-

materials rnjttels ejner Waize auf die Bodenbelagsbahn und 

die Verg1eichina,igung der Beschichtung durch Anbiasen 

erreicht, wobei man, wie die Einspruchsabteilung im Wege 

der Auslegung des Begriffs Oberflachenausrustung 

festgestellt hat, Schichtdicken von 1 bis 50 1.im erhalte. 

Dieser LOsungsvorschlag werde durch Dokurnent (3) nicht 

nahegelegt, da dieses nicht die OberflachenausrQstung 

eines strukturierten Bodenbelags durch Beschichtung 

beschreibe, sondern die Herstellung eines solchen 

Bodenbelags mit strukturierter Oberflache. Zwar sei die 

in Dokurnent (3) beschriebene Kornbination einer 

Auftragswalze mit einem Luftmesser als ailgernein Qblich 

anzusehen, da these Druckschrift aber keine Aussagen zur 

moglichen Bahngeschwindigkeit mache, habe es für den 

Fachmann nicht nahegelegen, diese Beschichtungsweise zur 

LOsung der bestehenden Aufgabe heranzuziehen. 

IV. 	Gegen diese Entscheidung hat die Beschwerdeführeriri 

(Einsprechende) am 8. Juli 1991 unter gleichzeitiger 

Entrichtung der vorgeschriebenen GebQhr Beschwerde 

eingelegt und diese am 7. Oktober 1991 begründet. Sie hat 

schriftlich im wesentlichen ausgeführt, daf, es nach 

Dokument (3) rnOglich sei, eine g1eichrnaf!ig dicke 

Oberf1chenausrustung auf einem transparenten, 

diskontinuierlichen und reliefartigen Plastisol 

aufzubringen. Bei der nach Dokurnent (3) aufgetragenen 

Schicht, obwohl als "couche d'usure" bezeichnet, handle 

es sich urn die im Fabrikationsgang unter Erhaltung der 

Reliefstruktur zuletzt aufgetragene Schicht und daher 

gleichfalls urn eine OberflchenausrQstung. Der einzige 

Unterschied zwischen dem aus Dokurnent (3) bekannten und 

den patentgemaf,en Verfahren sei in der Verwendung eines 

anderen Beschichtungsmaterials als OberflàchenausrQstung 

zu sehen, eines Beschichtungsmaterials, das aber aus 

Dokument (4) bekannt gewesen sei. Der Austausch eines 
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Materials gegen ein anderes mit bekannten Eigenschaften, 

kOnne aber erfinderische Tãtigkeit nicht begrunden. Zwar 

werde in Dokument (3) die Durchlaufgeschwindigkeit nicht 

genannt, doch handle es sich, wie auch beirn Streitpatent, 

urn normale Produkt ionsgeschwindigkeiten kommerzieller 

Anlagen von üblicherweise etwa 30 Meter pro Minute. Die 

patentgern gewUnschten dUnneren Beschichtungen kOnnten 

bei dieser Durchlaufgeschwindigkejt ohne weiteres durch 

einfache Verringerung der Auftragsmengen erzielt werden. 

In der mündlichen Verhandlung, die am 20. Juli 1993 vor 

der Kammer stattfand, hat die Beschwerdefuhrerin 

vorgetrageri, daf, in Dokurnent (4) ein sehr ahnliches 

Problem we im Streitpatent, nrrtlich die AusrQstung eines 

Bodenbelags mit einer Glanzschicht, beschrieben werde. 

Die dort vorgeschlagene Methode zur Egalisierung der 

Beschichtung werde nach dern Streitpatent lediglich durch 

eine andere ubliche Methode, nãrnlich die der Verwendung 

einer Luftrakel, ersetzt. Zwar habe die Beschwerde-

gegnerin (Patentinhaberin) bestritten, daS das in der 

Entgegenhaltung als Beschichtungsmittel genannte 

Polyvinyichiorid den patentgemen Beschichtungsmitteln 

gleichgesetzt werden kOnne, dennoch verwende man in 

beiden Fallen Plastisole für die Beschichtung. 

Nach Dokument (3) werde ein Bodenbelag mit strukturierter 

Oberflãche hergestelit, der mit einer einheitlichen und 

rege1rnaigen Endschicht ausgerustet sei, weiche die 

Funktion einer Verschleifschicht habe. Die Egalisierung 

dieser dunnen Schicht werde durch den Einsatz eines 

Luftmessers erzielt (Seite 2, Zeilen 19 bis 20 und 

Seite 9, Zeilen 6 bis 16) . Daher weise Dokurnent (3) dem 

Facbiiann den Weg einer alternativen Oberflchen-

beschichtung. Die Uberwindung von eventuell bei der 

Ubertragung der aus Dokuinent (3) bekannten Egalisierungs-

technik auf das Verfahren nach Dokurnent (4) auftretenden 

Schwierigkeiten bei der Einstellung geeigneter 
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Viskositaten gehOre zur Routinetatigkeit des Facbrnanns 

und sei nicht erfinderisch. un Ubrigen enthalte das 

Streitpatent keinen Hinweis auf soiche Schwierigkeiten. 

Daf, die Verwendung einer Luftrakel eine übliche Technik 

sei, zeige auch Dokurnent (1), wonach these Methode bei 

der Beschichtung eines gerauhten oder geschrnirgelten 

Schichttrgermateria1s mit einer PolyurethanlOsung 

unproblernatisch sei (Seite 5, Zeilen 7 bis 12) 

Die Beschwex-deführerjn rurnte em, dag in Dokurnent (3) 

nicht deutlich angegeberi sei, wie der Substanzauftrag 

eifolge. Sie trug aber, unter Verweis auf das Dokument 

(9) 	A. N. WITTFOHT, Kunststofftechnisches WOrterbuch, 

Bd. 4, 1962, Abbildung "Beschichten 3e" 

vor, der Fachmann wisse, auf Grund des ibm zuzurechnende 

aligemeinen Fachwissens, dag die Beschichtung auch 

mittels einer Tauchwalze erfolgen kOnrie. Derrach sei die 

Verwendung einer Tauchwalze in Kornbination mit einer 

Luftrakel zur Erzeugung einer egalisierten Deckschicht 

auf einern Bodenbelag mit strukturierter Oberfiache unter 

Erhalturig der Relief struktur aus Dokurnent (3) bekannt, 

wobei der Luftrakel des Dokurnents (3) dieselbe Funktion 

zukomrne wie der Anblasvorrichtung des Streitpatents. 

V. 	Die Beschwerdegegnerin erwiderte, daf!, sich die in den 

Doku.rnenten (3) und (4) beschriebenen Beschichtungs-

materialien hinsichtlich ihrer Viskositt wesentlich 

unterschieden und nicht miteinander vergleichbar seien. 

Sie bestritt weiters, dais g1eichrnaf!ig dunne 

Beschichtungen nach der in Dokument (3) beschriebenen 

Vorhangbeschichtung durch b1oe Verringerung der 

aufgetragenen Plastisolmenge hergestelit werden kOnnten; 

sie rãurnte aber em, dag das in Dokument (9) beschriebene 

Verfahren mittels einer Tauchwalze und Luftbürste zurn 

ailgerneinen Fachwissen gehOre und daher das in Dokurnent 
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(3) lückenhaft beschriebene alternative Beschichtungs-

verfahren yam Fachrnann in diesem Sinne verstanderi werde. 

Schichtdickeschwankungen von einigen pm kOnnten zwar bei 

den in (3) angestrebten Schichtdicken von 200 pm 

toleriert werden, nicht aber bei den patentgemen 

Schichtdicken von nur bis zu 50 pm, da sie dort zu 

unbrauchbaren Produkten führten. Daher lege auch eine 

Kombination der Dokurnente (3) und (4) die Lehre des 

Streitpatents nicht nahe. 

Die Beschwerdegegnerin bestritt des weiteren, daZ die 

Luftrakel des Dokuments (3) und die patentgeme 

Anblasvorrichtung die gleiche Funktion hátten. Wãhrend 

nach dem Verfahren des Dokuments (3) mittels der 

Luftrakel sowohi die Schichtdicke durch Abstreifen 

Uberschussigen Beschichtungsmaterials eingestellt als 

audi eine Verg1eichrnigung des ReliefUberzugs (unter 

Strukturerhaltung) erreicht werde, bewirke die Anbias-

vorrichtung ledialich die Schichtegalisierung, da nach 

dem Streitpatent die Schichtdicke bereits durch den 

Auftrag des Beschichtungsmaterials geeigneter Viskosit 

mittels der Tauchwalze festgelegt werde. 

VI. 	Die Beschwerdegegnerin reicht.e in der mündlichen 

Verhandlung zwei neue Satze von jeweils sieben Anspruchen 

sowie elne entsprechend angepaite Beschreibung und 

Zeichnung em. Der neue Anspruch 1 des ersten Anspruchs-

satzes (}iauptantrag) unterscheidet sich vom erteilten 

Anspruch 1 durch die Einfugung von "von 1 - 50 pm Dicke 

nach "OberfláchenausrQstung". Der neue Anspruch 1 des 

zweiten Anspruchssatzes (Hilfsantrag) unterscheidet sich 

von diesemn neuen Anspruch 1 des ersten Anspruchssatzes 

durch die zusatzliche Anderung von "mittels einer Walze" 

in "mittels eines Walzensystems gemaS Anspruch 3 1 ; die 

Anspruche 2 bis 7 nach Haupt- und Hilfsantrag sind 

unverãndert. 
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VII. Die Beschwerdefuhrerin beantragte die Aufhebung der 

angefochtenen Entscheidung und den Widerruf des 

europischen Patents Nr. 0 174 643. 

Die Beschwerdegegnerin beantragte, die Beschwerde mit der 

Maf,gabe zurückzuweisen, dag das Patent mit den in der 

rriQndlichen Verhandlung Uberreichten Unterlagen - 7 

PatentansprQche, Beschreibung und 1 Blatt Zeichnung - 

aufrechterhalten wird; hilfsweise, dag das Patent mit den 

als Hilfsantrag bezeichneten Unterlagen - 7 Patent-

ansprUche, Beschreibung und 1 Blatt Zeichnung - aufrech: 

erhalten wird. Die Beschwerdeführerin hat zu dieserr 

Hilfsantrag sachlich nicht Stellung genomnmen. 

Am Ende der mnQndlichen Verhandlung verkündete der 

Vorsitzende die Entscheidung der Kamrner, dem Hilfsantrag 

der Beschwerdegegnerin stattzugeben. 

Ent scheidungsgründe 

Die Beschwerde entspricht den Erfordernissen der 

Artikel 106 bis 108 EPU sowie der Regel 64 EPU; sie ist 

daher zu1ssig. 

Anderungen 

2.1 	Anspruch 1 des Hauptantrags unterscheidet sich vom 

erteilten Anspruch 1 lediglich durch Spezifizierung der 

Schichtdicke der OberflàchenausrQstung. Diese Schicht- 

dicke findet sich in Spalte 2, Zeilen 56 bis 58 des 

erteilten Patents (Seite 3, Zeilen 3 bis 5 der 

ursprQnglich eingereichten Unterlagen) . Die weitere 

Anderung im Anspruch 1 des Hilfsantrags besteht im 

Ersatz der als Auftragsmittel genannten Waize durch das 

im Anspruch 3 des Hilfsantrags definierte Waizensystemn; 

dieser Anspruch 3 ist identisch mit dem erteilten 
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Anspruch 3, der sich seinerseits vorn ursprQnglich 

eingereichten Anspruch 8 nur durch eine redaktionelle 

Anderung unterscheidet. Die Anderungen in den jeweiliger: 

Beschreibungen sind erforderliche Anpassungen an die 

entsprechenden Anspruchsstze. Die vorgenomrnenen 

Anderungen sowohl des Haupt- als auch des Hilfsantrags 

entsprechen daher den Bestimmungen nach Artikel 123 EPU. 

2.2 	Diese Anderungen sind auch erforderlich. Hierzu ist 

anzumerken, daf, die Kammer die Auslegung des Worts 

"Oberflachenausrustung im Anspruch 1 durch die 

Vorinstanz im Sinne der jetzt in den jeweiligen 

Anspruch 1 numerisch eingefugten Schichtdicke nicht 

billigt. Die Beschwerdegegnerin hat in der münd1icher 

Verhandlung vor der Karnrner selbst eingeraurnt, daS auch 

das Aufbringen der in Dokument (3) beschriebenen 

Versch1eifschicht vom Fachirtann als Oberflãchenausrüsturici 

des Bodenbelags angesehen wird. 

Neuheit 

Der Gegenstand des Anspruchs 1, in der Fassung des 

Hauptantrags und des Hilfsantrags, ist in keiner 

Entgegenhaltung vorbeschrieben und daher neu. Dies 

erfordert, da unbestritten, keine weitere Begrundung. 

Gleiches gilt für den Gegenstand des Anspruchs 3. 

Technische Aufgabe und Losung 

4.1 	Die Einspruchsabteilung ist zur Beurteilung der 

erfinderischen Tàtigkeit nicht von der im Streitpatent 

genannten, sondern von einer geanderten Aufgabe 

ausgegangen, die sie in der Bereitstellung eines 

Beschichtungsverfahrens mit einer gegenUber Dokurnent (4) 

erhOhten Bahndurchlaufgeschwindigkeit gesehen hat. Sic 
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hat keine GrUnde dafur angegeben, warurri die im Streit-

patent ausdrUcklich beschriebene Aufgabe nicht als die 

objektiv gelOste Aufgabe anzusehen sei. 

	

4.2 	Nach Regel 27 C) EPU ist eine Erfindung so zu 

beschreiben, dag danach die technische Aufgabe und derer. 

LOsung verstanden werden kann. Aufgabe und LOsung sind 

somit Bestandtejle jeder technischen Erfindung. Aufbauer.d 

auf dieserrt Erfordernjs hat sich die Rechtsprechung (vgl. 

z. B. T 1/80, AB1. EPA 1981, 206) entwickeit, dag die 

Aufgabe gegenuber dem nchsten Stand der Technik 

objektiv, d. h. unter BerUcksichtigung des demgegenuber 

erreichten technischen Erfoigs ermitteit werden soil. Vie 

sich aus Regel 27 c) ergibt, ist dabei rege1m&I!ig von dr 

un Streitpatent formulierten Aufgabe auszugehen. Erst 
wenn die Prufung ergibt, dag dort von einem 

unzutreffenden Stand der Technik ausgegangen wurde oder 

daZ die dort dargesteilte Aufgabe nicht gelost ist, mui? 

untersucht werden, weiche andere Aufgabe objektiv 

bestand. Hierbei soil vermieden werden, künstiiche und 

technisch unrealistische Aufgaben zu definieren. 

	

4.3 	Nach dem Streitpatent, das ein Verfahren und eine 

Vorrichtung zur kontinuierlichen Beschichtung von 

Kunststoff-Bodenbelagen mit strukturierter Oberfiache 

betrifft (Spalte 1, Zeilen 1 bis 4), war die Aufgabe zu 

lOsen, "... ein Verfahren und eine Vorrichtung ... zu 

schaffen, mit denen es auf einfache und kostengunstige 

Weise mOglich ist, einen Bodenbelag herzusteilen, der 

bereits fachgerecht mit einer gleichmigen Antischmutz- 

ausrUstung an der Oberflàche versehen ist . . ." (vgl. 

Spalte 2, Zeilen 9 bis 15 des Streitpatents), '... wobei 

einegute Haftung zwischen Bodenbelag und Beschichtung 

erreicht wird" und "... auch die tieferliegenden Bereiche 

der Strukturierung mit dem Beschichtungsmittel versehen 

werden" (Spalte 4, Zeilen 33 bis 38) 
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Aus Entgegenhaltung (4) 1st bereits ein Verfahren 

bekannt, nach dem Bodenbelage mit reliefartiger Ober-

flãche mit einer Oberflachenausrustung versehen werden, 

die 0,001 bis 0,005 inch (ca. 25 bis 125 iim), vorzugs-

weise etwa 0,002 inch (ca. 50 m) dick 1st (Spalte 3, 

Zeilen 15 bis 18) . Wie auch von der Beschwerdegegnerin 

eingerumt wurde, hat diese Oberf1chenausrustung, 

infolge der Verwendung gleichartiger Beschichtungs-

rnaterialien (Polyurethan, das als Organosol aufgebracht 

werden kann; Spalte 3, Zeilen 34 bis 38), ebenso eine 

Antischmutzwirkung wie die patentgema1,e Oberf1chen-

ausrüstung. Die Karnrner geht daher, wie auch die 

Einspruchsabteilung, zur Beurteilung der erfinderischen 

Ttigkeit von dem in Dokurnent (4) beschriebenen Stand der 

Technik aus, da dieser eine technische Aufgabe betrifft, 

die der des Streitpatents jedenfalls sehr nahe kornrnt. 

4.4 	Nach dieser Entgegenhaltung wird das flussige 

Beschichtungsmaterial auf die Oberseite einer durch-

hãngenden Bodenbelagsbahn rnittels eines oder rnehrerer 

Zufuhrrohre in einer Menge aufgebracht, die eine gleich- 

mige Verteilung des Beschichtungsrnittels Qber die 

gesamte Bahnbreite sicherstellt (Spalte 2, Zeilen 44 bis 

58) . Die Bahn wird dann nahezu senkrecht hochgezogen bis 

Uberschussiges Beschichtungsmaterial abgelaufen ist und 

kann ansch1ieend durch elnen Trockenofen gefuhrt werden 

(Spalte 2, Zeilen 59 bis 68) . Etwa 15 bis 25 feet per 

minute (etwa 4,5 bis 7,5 rn/mm) werden als bevorzugte 

Durchlaufgeschwindigkeiten of fenbart, die aber durch 

Anpassung der Verfahrenspararneter geandert werden kOnnen 

(Spalte 2, Zeilen 44 - 47) . Da die Lehre des Dokurnents 

(4) also keine Beschrnkung auf ein Beschichtungs- 

verfahren mit (den bevorzugten) Bahndurchlaufgeschwindig-

keiten von etwa 4,5 bis 7,5 m/min enthãlt, kann die zu 

lOsende Aufgabe nicht - wie die Vorinstanz angenommen hat 

- in der Bereitstellung eines Verfahrens mit einer 

gegenuber Dokuinent (4) erhOhten Bahndurchlaufgeschwindjg- 
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keit gesehen werden. Die Feststellung der Einspruchs-

abteilung, es sei glaubhaft, daS mit dem patentgemen 

Verfahren bei grofen Bahnbreiten eine g1eichinigere und 

durinere Beschichtung als mit dem Verfahren nach der 

Entgegenhaltung (4) rnOglich sei, beruht of fensichtlich 

nur auf einer entsprechenden, erstrnals in der rrnindlichen 

Verhandlung vor der Einspruchsabteilung aufgestellten 

Behauptung der Beschwerdegegnerin (vgl. das am 

7. Juli 1991 zur Post gegebene Protokoll, Seite 2, 

Punkt 4, Zeilen 11 bis 17) . Einen soichen Effekt hatte 

die Einspruchsabteilung aber nur dann bei der Definition 

der zu lOsenden Aufgabe berQcksichtigen dürfen, wenn er 

durch geeignete Beweismittel gestützt gewesen ware. 

	

4.5 	Daraus folgt aber auch, daS die in der Patentschrift 

genarinte Aufgabe bereits gelOst wurde und die objektiv z 

lOsende Aufgabe in der Schaffung eines alternativen 

Verfahrens und einer Vorrichtung besteht, die es auf 

einfache ui-id kostengunstige Weise ermOglichen, einen 

Bodenbelag herzustellen, der bereits fachgerecht mit 

einer g1eicbrr&Zigen Antischmutzausrüstung an der 

Oberflãche versehen ist, wobei eine gute Haftung zwischer. 

Bodenbelag und Beschichtung erreicht wird und auch die 

tieferliegenden Bereiche der Strukturierung mit dern 

Beschichtungsmittel versehen werden. - 

Im Hinblick auf das Beispiel der Patentschrift ist 

glaubhaft, daf!, diese Aufgabe durch den Gegenstand der 

jeweiligen Ansprüche des Haupt- und des Hilfsantrags 

gelOst wird. 

	

5. 	E.rfinderische Thtigkeit 

Es bleibt zu entscheiden, ob der Vorschlag, die 

bestehende technische Aufgabe mit den technischen Mittelr. 

zu lOsen, die in den jeweiligen Anspruchen 1 der Antrage 

angegeben werden, auf erfinderischer Tatigkeit beruht. 
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Hauptantrag 

5.1 	Die Beschwerdegegnerin hat geltend gemacht, daff die aus 

Dokurnent (4) bekarinte Oberfiachenausrustung eines 

Bodenbelags mit einer sehr dünnen scbrnutzabstofenden 

Schicht nicht mit Hilfe des aus Entgegenhaltung (3) 

bekannten Beschichtungsverfahrens erfolgen kOnne, da 

dieses nur für urn eine GrO1.enordnung dickere Schichten 

geeignet sei. Die patentgema1!en dünnen Schichten kOnne 

man nach Dokument (3) nicht in g1eichrnai,iger Form 

eihalten, vielmehr habe der Fachrnann erwarten müssen, d:1 

so beschichtete Bodenbelagsbahnen, neben unrege1mig 

beschichteten Arealen, auch v011ig unbeschichtete Zorien 

aufweisen würden. Die nach Dokuinent (3) vorgesehene 

Luftrakel, die dort der Festlegung der Menge des 

aufgetragenen Eeschichtungsmaterials und darnit der 

Schichtdicke diene, kOnne diesen Mangel ebensowenig 

beheben wie eine Anderung der Viskositãt des 

Beschichtungsmaterials. 

5.1.1 Dies mag für eine Vorhangbeschichtung zutreffen wie sie 

in Dokument (3) auf Seite 2, Zeile 21 ausdrücklich 

beschrieben wird. Darüberhinaus ist aber in dieser 

Entgegenhaltung davon die Rede, dag die 'couche dusure 

genannte Schicht, die die Kammer als Versch1ei1schicht 

interpretiert, durch Aufbringen einer g1eichrnigen und 

dünnen, geschlossenen Plastisolschicht mit Hilfe eines 

Luftmessers hergesteilt werden kann (Seite 2, Zeilen 15 

bis 16 und 19 bis 20) . Es ist unbestritten (vgl. Punkt V 

oben) , dag der Fachinann darunter einen Schichtauftrag 

mittels einer Tauchwalze versteht, die, wie die 

Abbildung 3e in Dokument (9) zeigt, in Kombination mit 

einer Luftrakel (dort Luftburste genannt) zurn Einsatz 

kornrnt. Eine soiche Auftragsweise unterscheidee sich aber 

von jener des vorliegenden Anspruchs 1 lediglich durch 

die erreichte Schichtdicke. Diese kann jedoch, wie die 
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BeschwerdefQhrerjn glaubhaft vortrug, weitestgehend frel 

variiert werden, wobei gegebenenfalls elne routinernaf,ige 

Anpassung der Viskositát vorgenomrnen werden rnuf. Auch die 

Beschwerdegegnerin hat in der mündlichen Verhandlung 

vorgetragen, dal!, die Schichtdicke in dem Verfahren nach 

Anspruch 1 durch Einstellung einer geeigneten Viskositat 

festgelegt wird. In der Tatsache, daf!, das Streitpatent 

keine nheren Angaben zur Viskosittseinste11ung enthãlt, 

sieht die Kammer eine Besttigung, daf!, der Fachmann 

soicher Informationen nicht bedurfte, urn das gewunschte 

Ergebriis zu erreichen, sondern geeignete Viskositaten 

routinemig ermittein konnte. Aus dem gleichen Grurd 

geht das Argument der Beschwerdegegnerin fehi, der 

Fach.rnann htte die Lehren der Druckschriften (3) und (4), 

wegen der Viskositátsunterschiede der jeweils benutzten 

Beschichtungsrnittel, nicht kornbiniert. 

5.1.2 Auch das Argument der Beschwerdegegnerin, gerade durch 

die Verwendung der anspruchsgernàf!,en wassrigen Polymer- 

dispersionen werde die erforderliche Viskositãt des 

Beschichtungsmaterials sichergestelit, überzeugt nicht, 

da Anspruch 1 nicht auf soiche Dispersionen beschrnkt 

ist, sondern auch die Verwendung lOsungsrnittelhaltiger 

Organosole auf der Basis von Acrylat oder Polyurethan 

umfaff,t. Die Herstellung dQnner Schichten aus Poly-

urethanlOsungen mit einer Untergrenze der Schichtdicke 

von 50 pm unter Verwendung einer Luftrakel wird, wie die 

Beschwerdegegnerin eingeráurnt hat, auch in Dokument (1) 

beschrieben (Seite 5, Zeilen 7 bis 12 in Verbindung mit 

Patentanspruch 1). Zwar betrif ft diese Entgegenhaltung 

die Herstellung von Kunstieder, sie zeigt aber, daf!, bei 

der Anwendung einer Luftrakel beim Auftrag von 

PolyurethanlOsurigen keine besonderen Problerne auftreten, 

sondern dag dies eine Obliche Technik zur Erzeugung 

dünner Beschichtungen 1st. 
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5.1.3 Das werksseitige Aufbringen der Antiscbrnutzbeschichtung 

ansch1iefend an die Herstellung des Bodenbelags ist von 

der Beschwerdegegnerin nicht als eigenes erfinderisches 

Merkmal herausgestelit worden. Die Karnrner 1ãft diese 

offensichtljch durch Okonornische GrUnde diktierte 

Mafnahrne gleichfalls bei der Beurteilung der 

erfinderischen Tãtigkeit auIer Betracht. 

5.1.4 Sch1ie11ich kann die Karniner auch keinen grundsatzlichen 

Unterschied in der Funktion der Luftrakel nach Dokurnent 

(3) und der patentgernaZen Anblasvorrichtung erkennen. In 

beiden F11en bewirken diese Vorrichtungen, daS das 

Beschichtungsrnaterial die Vertiefungen der strukturierter. 

Oberf1che ebenso g1eichmafig überzieht, wie die 

erhabenen Partien. Selbst wenn das Luftrnesser der 

Entgegenhaltuna (3) daruber hinaus noch die Menge des 

aufgetracenen Beschichtungsrnittels und damit die Schich:-

dicke steuert wie die Eeschwerdegegnerin angenornrnen hat, 

was aber dieser Druckschrift nicht unmittelbar zu 

entnehmen ist, haben diese Vorrichtungen in beiden FaIle -. 

den Zweck, eine Verg1eichinigung der Beschichtung zu 

erreichen. 

5.1.5 Es folgt, daS sich das Verfahren des Anspruchs 1 in 

naheliegender Weise aus der Ubertragung eines aus 

Dokument (3) - unter Berucksichtigung des allgemeinen 

Fachwissens des Fachrnanns - bekannten Beschichtungs-

verfahrens auf die Herstellung der aus Dokument (4) 

bekannten, mit einer Oberfiachenausrustung versehenen 

Bodenbe1ge ergibt. 

Daher kann dem Hauptantrag der Beschwerdegegnerin, 

mangels erfinderischer Tatigkeit des Gegenstands des 

Anspruchs 1, nicht stattgegeben werden. 
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Hilfsantrag 

	

5.2 	Nach dem Verfahren des Anspruchs 1 wird zum Auftrag des 

Beschichtungsmittels das in Anspruch 3 definierte 

Waizensystern mit vier Waizen verwendet. Dabei legt der 

Abstand zwischen der Tauchwalze (4) und der Auftragswalze 

(5), die Menge des aufzutragenden Beschichtungsmittels 

und damit die Schjchtdicke fest. Die Verwendung eines 

soichen Walzensystems zur Beschichtung von Bodenbelagen 

ist in keiner der Entgegenhaltungen beschrieben oder auch 

nur angedeutet. Die BeschwerdefQhrerin hat sich trotz 

Befragen durch die Karnrner jeder Stellungnahrne zum 

Hilfsantrag enthalten. Auch die Kamrner verfugt über kein 

diesbezOgliches eigenes Fachwissen. 

Die Karnrner kornrnt daher zu dem Ergebnis, daff, der 

angezogene Stand der Technik dem Fachrnan keine Anregung 

zur Losung der bestehenden Aufgabe bot, und daf!. der 

Gegenstand des Anspruchs 1 auf erfinderischer Ttigkeit 

irn Sinne des Artikels 56 EPU beruht. Der von Anspruch 1 

abhangige Anspruch 2 betrif ft eine besondere AusfQhrungs-

form des Verfahrens nach Anspruch 1 und wird von dessen 

Patentfahigkeit getragen. 

	

5.3 	Añspruch 3 betrif ft eine Vorrichtung, die zur Durch- 

fuhrung des Verfahrens nach einem der AnsprQche 1 oder 2 

spezifisch ausgestaltet und hierfQr unabdingbar ist. 

Mangels entgegenstehenden Materials haben auch dieser 

Anspruch und die darauf rUckbezogenen AnsprUche 4 bis 7 

Bestand. 

U 
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Entscheidungsfor-xnel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Angelegenheit wird an die Vorinstanz zurUckverwiesen 

mit der Anordnung, das Patent mit 7 PatentansprQchen, 

Beschreibung und einern Blatt Zeichnung gemag Hilfsantrag 

aufrechtzuerhalten. 

Die Gescháftsstellenbeamtin: 	 Der Vorsitzende: 

E. 	rgm ier 	 A. \Jahn 
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